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A. Problem 

Die Kommission hat in Artikel 130 d des Vertrages den Auftrag 
erhalten, dem Rat einen Gesamtvorschlag zu unterbreiten, der dar-
auf abzielt, an der Struktur und den Regeln für die Arbeitsweise 
der bestehenden Strukturfonds (Europäischer Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung, Eu-
ropäischer Sozialfonds, Europäischer Fonds für regionale Entwick-
lung) die zur Präzisierung und Rationalisierung der Aufgaben die-
ser Fonds gegebenenfalls erforderlichen Änderungen vorzuneh-
men, um zur Stärkung des wirtschaftlichen und sozialen Zusam-
menhalts der Gemeinschaft und insbesondere zum Ausgleich der 
wichtigsten regionalen Ungleichgewichte zwischen den Regionen 
der Gemeinschaft und zur Anpassung der rückständigen Gebiete 
beizutragen, die Effizienz der Fonds zu erhöhen und deren Tätig-
keiten sowohl untereinander als auch im Verhältnis zu den Tätig-
keiten der vorhandenen Finanzierungsinstrumente zu koordinie-
ren. 

B. Lösung 

Die Kommission kommt diesem Auftrag nach, indem sie dem Rat 
den Vorschlag für eine Rahmenverordnung vorlegt. Die Kernele-
mente der Vorstellungen der Kommission für eine Politik zur Ent-
wicklung rückständiger oder vom Strukturwandel besonders be-
troffener Gebiete sind 

— die Verbindung von Aktionen der Gemeinschaft mit eigenen 
Anstrengungen der Mitgliedstaaten und ihrer Regionen, 
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— die sachliche und räumliche Konzentration der Mittel, 

— die gemeinsame Ausarbeitung von Programmen, 

— die Aufstellung eines mehrjährigen Finanzrahmens. 

Die Förderung mit Gemeinschaftsmitteln soll einen zusätzlichen 
eigenen Wert zu nationalen Anstrengungen erbringen. 

Als wesentliche Ziele der Strukturpolitik nennt die Kommission 

— Anpassung der strukturell rückständigen Regionalwirtschaf-
ten, 

— Umstellung der im Niedergang befindlichen Industrieregio-
nen, 

— Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit, 

— berufliche Eingliederung von Jugendlichen, 

— Anpassung der landwirtschaftlichen Produktionsstrukturen. 

Die Kommission schlägt vor, den Betrag an Haushaltsmitteln, der 
über die Strukturfonds zur Erreichung dieser fünf Ziele aufge-
wandt wird, bis 1992 real zu verdoppeln. 

C. Alternativen 

Ablehnung des Kommissionsvorschlags. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 

D. Kosten 

Reale Verdoppelung der Haushaltsmittel der Strukturfonds bis 
1992. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird gebeten, in den Verhandlungen über die anliegende 
Mitteilung der Kommission die vorgesehene Verdoppelung der Mittel der Struktur-
fonds abzulehnen, jedoch eine deutliche Aufstockung der Ausgaben anzustreben 
und im übrigen den in dem nachfolgenden Bericht zum Ausdruck gebrachten 
Gesichtspunkten Rechnung zu tragen. 

Bonn, den 11. November 1987 

Der Haushaltsausschuß 

Walther 

Vorsitzender 

Esters 	Borchert 

Berichterstatter 
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Einleitung 

Die Kommission hat in Artikel 130 d des Vertrages 
den Auftrag erhalten, dem Rat einen Gesamtvor-
schlag zu unterbreiten, der darauf abzielt, an der 
Struktur und den Regeln für die Arbeitsweise der be-
stehenden Strukturfonds (Europäischer Ausrich-
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, Ab-
teilung Ausrichtung, Europäischer Sozialfonds, Euro-
päischer Fonds für regionale Entwicklung) die zur 
Präzisierung und Rationalisierung der Aufgaben die-
ser Fonds gegebenenfalls erforderlichen Änderungen 
vorzunehmen, um zur Stärkung des wirtschaftlichen 
und sozialen Zusammenhalts der Gemeinschaft und 
insbesondere zum Ausgleich der wich tigsten regiona-
len Ungleichgewichte zwischen den Regionen der 
Gemeinschaft und zur Anpassung der rückständigen 
Gebiete beizutragen, die Effizienz der Fonds zu erhö-
hen und deren Tätigkeiten sowohl untereinander als 
auch im Verhältnis zu den Tätigkeiten der vorhande-
nen Finanzierungsinstrumente zu koordinieren. 

Die Kommission kommt diesem Auftrag nach, indem 
sie dem Rat den Vorschlag für eine Rahmenverord-
nung vorlegt. Die Verordnung präzisiert die vorrangi-
gen Ziele der mit den Strukturfonds verfolgten Aktio-
nen und bestimmt die Beteiligung der Fonds an diesen 
Zielen entsprechend den ihnen zugewiesenen Aufga-
ben; sie gibt ferner die allgemeine Methode zur 
Durchführung der strukturpolitischen Interventionen 
an und beschreibt schließlich in großen Zügen die 
Merkmale der Gemeinschaftsaktion zur Erreichung 
der einzelnen vorrangigen Ziele. 

Der Vertrag sieht vor, daß der Rat innerhalb eines 
Jahres und nach Anhörung des Europäischen Parla-
ments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses 
einstimmig über diesen Gesamtvorschlag beschließt. 

Aus der vorgeschlagenen Reform werden sich sodann 
Durchführungsverordnungen ergeben, über die der 
Rat mit qualifizierter Mehrheit entscheiden wird. 

Mit dieser Mitteilung ergänzt und präzisiert die  Kom-
mission  die Leitvorstellungen, die sie bereits in ihrer 
Mitteilung „Die Europäische Akte muß ein Erfolg 
werden" 1 ) skizziert hat und legt die Grundüberlegun-
gen dar, auf denen ihre Vorschläge für die Reform des 
Fonds beruhen: 

1. Die Aktion der Fonds soll sich auf präzise Ziele 
konzentrieren. 

2. Die Fonds sollen mit angemessenen Finanzmitteln 
ausgestattet werden. 

1 ) KOM(87) 100 vom 15. Februar 1987 

3. Es soll eine neue Aktionsmethode eingeführt wer-
den, die sich auf Komplementarität, Partnerschaft 
und Programmierung stützt. 

4. Es wird eine Vereinfachung und bessere Koordi-
nierung angestrebt. 

I. Konzentration der Tätigkeit der Fonds auf 
präzise Ziele 

A. Fünf vorrangige Ziele 

In Anbetracht der Leitlinien, die sie für die  Finanzie-
rung des Gemeinschaftshaushalts festgelegt hat 2) so-
wie des Grundsatzes der Subsidiarität hat die Korn-
mission fünf vorrangige Ziele ausgewählt, auf die sich 
die Beiträge der Fonds, der EIB und der anderen Fi-
nanzierungsinstrumente künftig konzentrieren soll-
ten. Die Verwirklichung dieser Ziele, die in Artikel 1 
der Rahmenverordnung genannt sind, entspricht den 
Erfordernissen des Vertrages, insbesondere der Arti-
kel 130 a und 130 c, und ist darauf gerichtet, das wirt-
schaftliche Potential der Gemeinschaft und vor allem 
ihre menschlichen Ressourcen op timal zu nutzen. 

(1) Die Aufholung des Entwicklungsrückstands in be-
stimmten Regionen ist ein Ziel, das zur Neubelebung 
der produktiven Investitionen und zu einem Produkti-
vitätsanstieg in diesen Regionen beitragen soll, der 
über den Gemeinschaftsdurchschnitt hinausgeht. In-
folge der Erweiterung der Gemeinschaft und der Ent-
wicklung der Wirtschaftssituation ist die Gemein-
schaft noch heterogener und verwundbarer geworden 
als zuvor. 

Die schrittweise Öffnung der pe ripheren Volkswirt-
schaften hat im übrigen die Strukturschwächen her-
vortreten lassen, die sich heute um so stärker bemerk-
bar machen, als sich diese Wirtschaften der Heraus-
forderung der Integration in einem großen Binnen-
markt gegenübergestellt sehen. 

(2) Die Umstellung der im Niedergang befindlichen 
Industrieregionen ist ein Ziel, das eine große Zahl von 
Regionen, Beschäftigungsgebieten oder städtischen 
Verdichtungsräumen in der gesamten Gemeinschaft 
betrifft, die unter der Krise vor allem in den herkömm-
lichen Industriesektoren zu leiden haben. Der jähe 
Niedergang einiger Industriezweige in Europa zer-
setzt rasch das Wirtschaftsgefüge dieser Gebietsteile 
und macht die Umstellung auf alterna tive, beschäfti-
gungswirksame Tätigkeiten notwendig. 

In diesen Gebietsteilen und Industriesektoren (Stahl, 
Kohle, Schiffbau, Textilindustrie usw.), die besonders 
hart von der Umstrukturierung betroffen sind und in 
denen die Gemeinschaft eine Politik zur Korrektur 
von Fehlentwicklungen des Marktes entwickelt hat, 
müssen die Umstellungsbemühungen durch die 
strukturpolitische Aktion abgestützt werden, um sie 

2) KOM(87) 101 vom 28. Februar 1987 
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wieder voll in die wirtschaftliche Entwicklung der Ge-
meinschaft zu integrieren. 

(3) Der Kampf gegen die Langzeitarbeitslosigkeit und 
die Eingliederung der Jugendlichen in das Erwerbsle-
ben sind zwei vorrangige Ziele, die dem Erfordernis 
Rechnung tragen, den Bevölkerungsgruppen zu Hilfe 
zu kommen, die unter den gegenwärtigen wirtschaft-
lichen und sozialen Bedingungen am härtesten betrof-
fen sind. Durch die Aktion zu ihren Gunsten soll in der 
gesamten Gemeinschaft die Situa tion dieser Personen 
gegenüber der Beschäftigung erfaßt werden. Dadurch 
will  die Gemeinschaft nicht nur eine Form der Solida-
rität praktizieren, sondern auch auf eine optimale 
Nutzung ihrer menschlichen Ressourcen hinwirken. 

(4) Die Anpassung der Agrarstrukturen und die Ent-
wicklung der ländlichen Gebiete sind zwei Teil-
aspekte eines Ziels, das eng mit der Reform der Ge-
meinsamen Agrarpolitik zusammenhängt. Damit 
diese Politik eine der Stützen des europäischen Auf-
bauwerks bleiben kann, muß sie heute erheblich ver-
ändert werden. Die rigorosere Preisgestaltung und 
Marktordnung, die sich daraus ergibt, muß abgemil-
dert und kompensiert werden, damit sie für die betrof-
fenen Personen — Landwirte, kleine Erzeuger und 
ländliche Bevölkerung überhaupt — akzeptabel wird. 
Zugleich wird die Gemeinschaftsaktion sich des länd-
lichen Raums annehmen, nicht nur zu Produktions-
zwecken, sondern in mehr grundlegender Weise, um 
der übermäßigen Abwanderung entgegenzuwirken. 
Das setzt unter anderem voraus, daß die Gemeinschaft 
den in diesen Gebieten lebenden Landwirten hilft, 
sich auf alternative Tätigkeiten umzustellen, und ge-
nerell zur Stimulierung der Wirtschaftstätigkeit bei-
trägt. 

B. Strenge Kriterien für die Förderungswürdigkeit 

Der Konzentration der Ressourcen der Gemeinschaft, 
die sich somit aus einer bewußten Entscheidung zu-
gunsten einer begrenzten Anzahl vorrangiger Ziele 
ergibt, dient auch die Vorgabe strenger Kriterien für 
die Förderungswürdigkeit. Diese Kriterien sind teils 
geographischer, teils funktionaler Art. 

1. Die geographische Konzentration 

1.1 

Als Regionen mit Entwicklungsrückstand (Ziel Nr. 1) 
wird die Kommission diejenigen Regionen anerken-
nen, die auf der Verwaltungsebene NUTS II 3) ein BIP 
pro Kopf in Kaufkraftparitäten aufweisen, das bei we-
niger als 75 % des Gemeinschaftsdurchschnitts liegt. 
Sie schlägt vor, Nordirland wegen seiner besonderen 
Situation in das so erhaltene Verzeichnis der Re-
gionen mitaufzunehmen. Auf diese Weise wird die 
Aktion geographisch auf ein Gebiet konzentriert, in 
dem rund 20 % der Bevölkerung der Gemeinschaft 

3 ) Die Systematik der Gebietseinheiten für die Statistik (NUTS) 
umfaßt auf der Ebene II 167 Grundverwaltungseinheiten 
(z. B. Regionen, comunidades antonomas). Vgl. Eurostat, 
Schnellberichte „Regionen" vom 25. August 1986 

leben. So wird auch die Stimmigkeit mit der Definition 
der Regionen gewahrt, die nach Artikel 92 Abs. 3 
Buchstabe a des Vertrages für na tionale Beihilfen mit 
regionaler Zweckbestimmung in Frage kommen. 

1.2 

Die im industriellen Niedergang befind lichen Re-
gionen, für die eine Umstellungsbeihilfe der Gemein-
schaft in Frage kommt, sind die Gebiete, die eine hohe 
Arbeitslosenquote aufweisen und mit schweren Indu-
strieproblemen zu kämpfen haben. Die Gemein-
schaftsinterventionen werden do rt  zwecks Konzentra-
tion und rationeller Nutzung der Mittel schwerpunkt-
mäßig in einem begrenzten räumlichen Gebiet einge-
setzt. Nach Auffassung der Kommission sollten diese 
Regionen, Beschäftigungsgebiete oder städtischen 
Verdichtungsräume daher selektiv anhand dieser 
Merkmale abgegrenzt werden. Dabei wird die Korn-
mission insbesondere auf Kohärenz zwischen den 
Durchführungsvorschriften zu Artikel 92 Abs. 3 Buch-
stabe c des Vertrages (Beihilfen mit regionaler 
Zweckbestimmung) und den Interventionen der 
Strukturfonds im Rahmen von Ziel Nr. 2 achten. So 
könnte die Gemeinschaftsaktion 12 bis 15 % der Be-
völkerung der Gemeinschaft erfassen, je nachdem 
auch, in welchen Gebietsteilen präventive Maßnah-
men wegen absehbarer oder zur Zeit laufender sekto-
raler Umstrukturierungen notwendig sind. Diese Zahl 
vermittelt eine Vorstellung von der von der Kommis-
sion gewünschten Konzentration, zumindest vergli-
chen mit den etwa 21 % der Gemeinschaftsbevölke-
rung, die derzeit außerhalb der Regionen mit Ent-
wicklungsrückstand in den Genuß von EFRE-Maß-
nahmen kommen. 

1.3 

Die Entwicklung der ländlichen Gebiete, die von der 
Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik betroffen sind, 
wird durch die Gemeinschaft nach Kriterien unter-
stützt werden, die ebenfalls eine angemessene räum-
liche Konzentration sicherstellen. Dabei gilt es so viel-
fältige Probleme zu berücksichtigen wie die Umstel-
lung der landwirtschaftlichen Tätigkeiten, die räumli-
chen Sachzwänge, die die Wirtschaftstätigkeit im all-
gemeinen belasten, und die Erfordernisse im Zusam-
menhang mit dem Umweltschutz. 

2. Die funktionale Konzentration 

Die übrigen Ziele betreffen die Gesamtheit der Mit-
gliedstaaten. Ihre Realisierung wird sich notwendi-
gerweise anhand klar umrissener Kriterien vollzie-
hen, die funktionalen Prioritäten und bestimmten 
Zielen entsprechen. Im Falle der Bekämpfung der 
Langzeitarbeitslosigkeit und der Eingliederung der 
Jugendlichen in das Erwerbsleben wird sich eine rigo-
rose Auswahl der Aktionen als unumgänglich erwei-
sen. 

Es geht hierbei um die Qualität der Anstöße, die die 
Gemeinschaftsaktion bewirken soll. Es müssen objek-
tive soziale und wirtschaft liche Daten zugrunde ge-
legt und in den Durchführungsbestimmungen klare 
Prioritäten gesetzt werden, damit die Gemeinschafts- 
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anstrengungen zwischen der Zahl der möglichen 
Nutznießer dieser Aktionen gerecht verteilt werden. 
Bei der Strukturanpassung in den ländlichen Gebie-
ten wird sich die Gemeinschaftsaktion auf die Perso-
nengruppen konzentrieren, deren Einkommen am 
stärksten beeinträchtigt ist, sowie auf die Maßnahmen 
im Zusammenhang mit der Modernisierung und Ra-
tionalisierung der Bet riebe. 

II. Ausstattung mit angemessenen 
Finanzmitteln 

Die Konzentration der Gemeinschaftsaktion ist eine 
notwendige, jedoch nicht ausreichende Vorausset-
zung für die Stärkung des wirtschaftlichen und sozia-
len Zusammenhalts. Die Aufstockung der Finanzmit-
tel und ihr optimaler Einsatz sind ebenso unverzicht-
bar. Zur Bewältigung dieser Probleme schlägt die 
Kommission eine Verdoppelung der Mittelausstat-
tung der Fonds sowie bestimmte Regeln und Verfah-
ren zur besseren Nutzung dieser Mittel vor. 

1. Die Verdoppelung der Fondsmittel 

Eine reale Verdoppelung der Haushaltsmittel der 
Strukturfonds — das bedeutet im Zeitraum 1987 bis 
1992 eine Aufstockung der Verpflichtungsermächti-
gungen von 7 auf 14 Mrd. ECU. 

Diese Aufstockung der Finanzmittel ist Teil eines ko-
härenten Konzepts zur Haushaltsumschichtung und 
Haushaltsdisziplin. Sie zeigt, welche Bedeutung der 
Verwirklichung der neuen Dynamik der Gemein-
schaft in den kommenden fünf Jahren beigemessen 
wird: die Realisierung eines Wachstumsprojekts, das 
die schrittweise Vollendung des Binnenmarktes und 
die Stärkung des wirtschaftlichen und sozialen Zu-
sammenhalts der Gemeinschaft eng und auf ausge-
wogene Weise miteinander verknüpft. 

Die Notwendigkeit einer starken realen Erhöhung der 
Haushaltsmittel der Fonds im Zeitraum 1987 bis 1992, 
die der Aufstockung im Zeitraum 1975 bis 1983 ver-
gleichbar ist, ergibt sich zum Teil aus der Erweiterung 
der Gemeinschaft um Spanien und Portugal. Allein 
die Aufrechterhaltung der Leistungen der drei Fonds 
auf dem früheren Durchschnittsniveau der Zehnerge-
meinschaft würde 1992 auf eine reale Erhöhung der 
Ausgaben in der Größenordnung von 40 % hinauslau-
fen. 

Die Vorschläge der Kommission zur Verdoppelung 
der Fonds-Mittel stützen sich auf Überlegungen, die 
sich aus den einzelnen Zielen ergeben. 

a) Die Aufholung des Entwicklungsrückstands der 
strukturschwachen Regionen 

Die Interventionen der Fonds im Rahmen des Ziels 
Nr. 1 müssen die kritische Masse erreichen, mit der 
der seit rund zehn Jahren beobachtete Verf allsprozeß 
durchbrochen und das real vorhandene Potential die-
ser Regionen erschlossen werden kann. 

Alle Indikatoren gleich welcher Art zeigen eine Ver-
schärfung der Unterschiede im Lebensstandard und in 
der Arbeitsproduktivität seit Anfang der siebziger 
Jahre. Die Gesamtinvestitionen haben sich in den är-
meren Ländern ungünstiger entwickelt als im Ge-
meinschaftsdurchschnitt. So waren die Investitionen 
in den weniger wohlhabenden Ländern der Gemein-
schaft dem Volumen nach seit 1979 insgesamt rück-
läufig. 

Blicken wir in die Zukunft, so müssen wir uns außer-
dem klarmachen, daß die Erwerbsbevölkerung in der 
Gemeinschaft bis 1995 um rund 6,7 Millionen Men-
schen angewachsen sein wird und daß davon mehr als 
die Hälfte in den Regionen mit Entwicklungsrück-
stand erwartet wird. Um wirk liche Aussichten auf ver-
mehrte Anlageinvestitionen in diesen Regionen zu 
öffnen (und zwar in einer Höhe, die einen schrittwei-
sen Abbau des regionalen Gefälles erlaubt), muß die 
im Rahmen der Strukturfonds gewährte Hilfe aus dem 
Haushalt einer Gemeinschaft, die einen gemeinsa-
men Wirtschaftsraum schaffen will, mindestens 2 % 
des regionalen BIP erreichen. Dies macht — bezogen 
auf das BIP der gesamten Gemeinschaft — nur 0,3 % 
aus, ein Prozentsatz, der mit den beträchtlich höheren 
Übertragungen verglichen werden muß, die in den 
Bundesstaaten der industrialisierten Welt in die am 
stärksten benachteiligten Regionen fließen. 

b) Die Umstellung der im Niedergang befindlichen 
Industrieregionen 

Nach Schätzungen der Kommission sind zahlreiche 
Regionen der Gemeinschaft von einem industriellen 
Niedergang größeren Ausmaßes betroffen, der tief-
greifende Folgen für ihr Wirtschafts- und Gesell-
schaftsgefüge hat. Diese Folgen sind sehr unter-
schiedlich, wobei die akutesten Probleme möglicher-
weise nur bestimmte Beschäftigungsgebiete oder 
Teile von städtischen Verdichtungsräumen betref-
fen. 

In Anbetracht der in der Industrie noch erforderlichen 
Anpassungen werden noch weitere Gebietsteile hin-
zukommen und weitere Industriezweige von der Um-
strukturierung erfaßt werden. 

Es trifft zwar zu, daß in erster Linie die Mitgliedstaaten 
selbst für die Überwindung dieser Probleme zuständig 
sind, doch kann die Gemeinschaft ihrerseits nicht pas-
siv bleiben. Sie hat übrigens schon seit Jahren die 
Fehlentwicklungen des Marktes in wichtigen Sekto-
ren wie der Stahl-, Kohle- oder Textilindustrie er-
kannt. Mit dem Vorschlag, eine regulierende Politik 
der Beihilfegewährung zur Umstrukturierung zu ver-
folgen, hat sie den Weg gewiesen. 

Heute sind die Umstrukturierungen von brennender 
Aktualität. Sie erfordern erheblich höhere Finanzmit-
tel. Während es erneut zu umfangreichen Arbeits-
platzverlusten kommt, insbesondere in der Stahlin-
dustrie und im Schiffbau, und während anderen Indu-
striezweigen das gleiche Schicksal droht, muß die Ge-
meinschaft ihre Aktion zur Stützung und Umstellung 
verstärken. 
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Angesichts der Größenordnung der Probleme hängt 
ihre Lösung oder zumindest ihre Linderung somit da-
von ab, daß erhebliche Finanzmittel mobilisiert wer-
den. Diese Mittel müssen mit Vorrang auf die Umstel-
lung der am härtesten betroffenen Gebietsteile oder 
Industriezweige konzentriert werden. So wird es mög-
lich sein, gleichzeitig den Erfordernissen der Umstel-
lung der Arbeitnehmer, der Sanierung der Umwelt 
und der Schaffung neuer Wirtschaftsinfrastrukturen 
gerecht zu werden. 

c) Hilfe für die Langzeitarbeitslosen und Eingliede-
rung der Jugendlichen in das Erwerbsleben 

5 bis 6 Millionen Menschen sind gegenwärtig bereits 
länger als ein Jahr arbeitslos. Sie gehören allen Alters-
stufen an und verteilen sich auf alle Mitgliedstaaten. 
5,5 Millionen Jugendliche unter 25 Jahren sind ohne 
Beschäftigung. Eine große Zahl von ihnen hatte meh-
rere Jahre nach dem Schulabgang noch immer keine 
wirkliche Gelegenheit, Berufserfahrungen zu sam-
meln. Viele haben auch keinerlei berufliche Qualifi-
kation. 

Die Wiedereingliederung eines Langzeitarbeitslosen 
in das Erwerbsleben ist mit hohen Kosten verbunden. 
Das gleiche gilt für eine zweijährige qualifizierende 
Berufsausbildung eines Jugendlichen. Beiden Grup-
pen gegenüber möchte die Gemeinschaft ihre Solida-
rität bekunden. Auch hier sieht sich die Kommission 
nach Abschätzung der sehr hohen Kosten veranlaßt, 
eine substantielle Aufstockung der für diese Ziele ein-
zusetzenden Mittel vorzuschlagen. 

d) Anpassung der Agrarstrukturen und Entwicklung 
der ländlichen Gebiete 

Die strukturelle Wiederanpassung der Landwirtschaft 
in Verbindung mit der Reform der GAP und der not-
wendige Entwicklungsimpuls im ländlichen Raum er-
fordern eine erhebliche Verstärkung der Anstrengun-
gen. Hier müssen für sozio-strukturelle Maßnahmen, 
die eng mit der Neuausrichtung der landwirtschaftli-
chen Produktion zusammenhängen, erheblich mehr 
finanzielle Mittel als früher eingesetzt werden. Zu-
gleich muß die Gemeinschaft eine neue zentrale Rolle 
bei der Umstellung und wirtschaftlichen Stimulierung 
der ländlichen Gebiete auch außerhalb der Regionen 
mit Entwicklungsrückstand spielen. Diese neue Rolle, 
die auch die Erfordernisse des Umweltschutzes be-
rücksichtigen wird, wird eine breitere Abdeckung des 
ländlichen Entwicklungsbedarfs, insbesondere an In-
frastrukturen und der Förderung nichtlandwirtschaft-
licher Tätigkeiten, einschließen. 

Entsprechend wird sich der Ausbildungsbedarf ent-
wickeln. Im Zuge der Reform der GAP, die zu einer 
weiteren Schrumpfung der Zahl der Erwerbstätigen in 
der Landwirtschaft bzw. zu einer größeren Speziali-
sierung führen wird, wird sich auch der Ausbildungs-
bedarf vergrößern (im ersten Fall Umstellung, im 
zweiten Anpassung der Qualifikation). 

2. Jede ECU muß noch besser genutzt werden 

Die Forderung, daß die Mittelausstattung der Fonds 
dem Umfang der Probleme entsprechen muß, erhält 
erst dann ihren vollen Sinn, wenn jede von den Fonds 
ausgegebene ECU mit einem Maximum an Effizienz 
eingesetzt wird. Die Fondsvorschriften müssen daher 
so flexibel gestaltet werden, daß die verschiedenen 
Interventionsformen im Verhältnis zum Bedarf so 
sinnvoll und sparsam wie möglich eingesetzt wer-
den. 

a) Differenzierte finanzielle Beteiligung 

Die Kommission will das Verhältnis zwischen Kosten 
und Effizienz der Strukturmaßnahmen verbessern, in-
dem sie den Beteiligungssatz der Gemeinschaft an der 
Finanzierung der Aktionen differenzie rt . Dazu schlägt 
sie vor, Gesichtspunkte wie die Schwere der Pro-
bleme, die gelöst werden sollen, die Finanzkraft des 
betreffenden Mitgliedstaates und das besondere In-
teresse, das einer Maßnahme vom Standpunkt der 
Gemeinschaft aus zukommt, zu berücksichtigen. 

b) Eine Kombination aus Zuschüssen und Darlehen 

Um eine optimale Kombination aus Darlehens- und 
Zuschußelementen zu erreichen, müssen die Fonds 
mit der Möglichkeit ausgestattet werden, in Verbin-
dung mit der EIB und den übrigen Darlehensinstru-
menten die gesamte Palette von Finanzierungsformen 
anzubieten, die der Art  der jeweiligen Maßnahmen 
und Vorhaben angemessen sind, d. h. Zuschüsse, 
nachrangige Darlehen, zinsverbilligte Darlehen, Dar-
lehen zu marktüblichen Zinsen, Garantien entspre-
chend den jeweiligen Risiken usw. 

Für Investitionsvorhaben, die gemeinsam durch ein 
Darlehen und eine Beihilfe finanziert werden können, 
sollen Regeln vorgeschlagen werden. Um eine Über-
subventionierung von Vorhaben, die Einnahmen er-
wirtschaften können, zu vermeiden, werden Ober-
grenzen für Interventionen in Form von Beihilfen mit 
einer Staffelung nach der Art der Vorhaben festge-
setzt. 

c) Verteilung der Ressourcen 

Die Kommission will die Verteilung der Ressourcen im 
Hinblick auf eine Verdoppelung der Fonds-Mittel un-
ter drei Gesichtspunkten vornehmen: Verteilung auf 
die vorrangigen Ziele, auf die Mitgliedstaaten und auf 
die Strukturfonds. 

Die Aufteilung auf die einzelnen Ziele ergibt sich un-
mittelbar aus den Vorstellungen der Kommission hin-
sichtlich der Stärkung des wi rtschaftlichen und sozia-
len Zusammenhalts. Für den Haushalt bringt die poli-
tische Auswahl der fünf vorrangigen Ziele zunächst 
die Verpflichtung zu mehrjährigen Vorausschätzun-
gen mit sich. Dies ist bei den heutigen geringen Haus-
haltsspielräumen äußerst wich tig. 

Die Kommission schlägt vor, den wesentlichen Teil 
der verfügbaren Ressourcen, die sie schon heute für 
strukturpolitische Interventionen zugunsten der Re- 
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gionen mit Entwicklungsrückstand aufbringt, aufzu-
stocken, denn dies ist das Kernstück der Stärkung des 
Zusammenhalts. Die Gemeinschaft soll überall da ein-
springen, wo die finanziellen, administrativen und 
technischen Mittel der betreffenden Staaten und Re-
gionen nicht ausreichen. Die Kommission schlägt da-
her vor, daß diese Ressourcen mindestens im gleichen 
Tempo aufgestockt werden wie der Gesamtumfang 
der Mittel, die den Strukturfonds zur Verfügung ge-
stellt werden. 

Was die Aufteilung der Ressourcen auf die einzelnen 
Mitgliedstaaten angeht, so ist die Kommission grund-
sätzlich gegen eine vorherige Zuweisung der Haus-
haltsmittel. Sie hält es jedoch zur Verwirklichung des 
Ziels Nr. 1 für sinnvoll, eine gewisse indikative Auftei-
lung auf die einzelnen Empfängerländer vorzuneh-
men. Diese Aufteilung soll für einen bestimmten Min-
destbetrag der Ressourcen gelten, nämlich 75 % der 
für das Ziel Nr. 1 bereitgestellten Gesamtmittel; sie 
wird anhand objektiver Daten vorgenommen, die 
Aufschluß über den Strukturrückstand dieser Re-
gionen geben. 

Auf diese Weise sollen sich die Empfängerländer eine 
gewisse Vorstellung davon machen können, welche 
Gemeinschaftsunterstützung sie erhalten werden, da 
dies eine wichtige Voraussetzung für ihre Entwick-
lungsstrategie ist. 

Mit den restlichen Mitteln, also 25 % der für das Ziel 
Nr. 1 bereitgestellten Gesamtmittel, will die Kommis-
sion vorzugsweise solche Aktionen fördern, die einen 
ausgesprochenen Gemeinschaftscharakter haben. 
Generell — also im Rahmen aller ausgewählten Ziele 
— möchte die Kommission solche Aktionen fördern, 
die für die Gemeinschaft von besonderem Interesse 
sind, insbesondere grenzübergreifende Maßnahmen 
oder Aktionen, die die Zusammenarbeit zwischen 
Mitgliedstaaten oder die Verbreitung innovatorischer 
Experimente fördern. 

Durch Verteilung der Mittel auf die einzelnen Fonds 
entsprechend ihren spezifischen Aufgaben kann 
schließlich die Gemeinschaftsunterstützung zu den 
Empfängern hingeleitet werden. Bei der Verteilung 
sind drei Gesichtspunkte zu berücksichtigen: die 
Komplementarität der Anstrengungen von Gemein-
schaft und Mitgliedstaaten, die politische Entschei-
dung zugunsten der fünf vorrangigen Ziele und 
schließlich die Maßnahmen, die auf der Grundlage 
des von den Mitgliedstaaten angemeldeten Bedarfs 
im Rahmen der gemeinschaftlichen Förderkonzepte 
ermittelt werden, von denen noch die Rede sein wird. 
Die Entwicklungsmerkmale der rückständigen Re-
gionen, insbesondere ihr Bedarf an Infrastrukturen, 
sprechen für eine sehr konzentrierte Beteiligung des 
EFRE an der Verwirklichung des Ziels Nr. 1. Die Kom-
mission schlägt daher vor, bis 1992 bis zu 80 % der 
Verpflichtungsermächtigungen des EFRE hierfür be-
reitzustellen. 

Die Besonderheiten der im Niedergang befindlichen 
Industrieregionen verlangen nach Auffassung der 
Kommission vor allem die Mobilisierung von Mitteln 
für produktive Investitonen und zur optimalen Nut

-

zung der menschlichen Ressourcen. Daher muß der 

ESF zugunsten dieser Regionen (Anpassung der Qua-
lifikationen an die technische Entwicklung und an 

 den Bedarf der neuen Unternehmen) einen relativ 
großen finanziellen Beitrag leisten. 

Für die ländlichen Entwicklungsgebiete (Ziel Nr. 5) 
wird der EAGFL-Ausrichtung die Hauptlast der Ent-
wicklungs- oder Umstellungsmaßnahmen überneh-
men müssen, doch werden auch ESF und EFRE einen 
Beitrag dazu leisten. 

Die so auf drei Ebenen (Ziele, Länder, Fonds) vollzo-
gene Verteilung der Ressourcen bietet die Möglich-
keit, die politischen Akzentsetzungen der Gemein-
schaft besser in die Aktionen umzusetzen, die sie mit 
den Strukturfonds verfolgt. Dies setzt allerdings Be-
fugnisse voraus, die die Kommission mit Unterstüt-
zung von Beratenden Ausschüssen voll wahrnehmen 
wird. Diese Ausschüsse werden sie bei der Durchfüh-
rung der Gemeinschaftsaktion entsprechend den ver-
folgten Zielen unterstützen. 

Die Haushaltsbehörde wird bei der Festlegung des 
finanziellen Rahmens für den Einsatz der Fonds durch 
gemeinsame Aufstellung mehrjähriger finanzieller 
Vorausschätzungen sowie über das jährliche Haus-
haltsverfahren mitwirken. Auf diese Weise können 
Volumen und Verteilung der für die Verwirklichung 
der vorrangigen Ziele verfügbaren Finanzmittel kurz-
und mittelfristig festgelegt werden. 

III. Eine neue Aktionsmethode: 
Komplementarität, Partnerschaft, 
Programmierung 

Die Kommission meint, daß zwar die Funktionsweise 
der Strukturfonds im Laufe der letzten Jahre ständig 
verbessert wurde, daß sie jedoch immer noch Unzu-
länglichkeiten aufweist, die die Effizienz und die Wir-
kung der Gemeinschaftsmaßnahmen beeinträchti-
gen. Damit sich die Maßnahmen wirklich auf die Wi rt

-schaft auswirken, bedarf es neben sinnvoll gewählten 
Zielen und angemessenen Finanzmitteln auch einer 
geeigneten Methode. 

Wie sie in ihrer Mitteilung vom 15. Februar 1987 „Die 
Europäische Akte muß ein Erfolg werden" angekün-
digt hat, schlägt die Kommission eine neue Methode 
vor, die auf den folgenden drei Begriffen beruht: Kom-
plementarität, Partnerschaft und Programmierung. 

1. Komplementarität 

Nach dem Grundsatz der Subsidiarität muß sich die 
mit Hilfe der Strukturfonds verfolgte Aktion der Ge-
meinschaft u. a. vor allem durch ihren komplementä-
ren Charakter zu den einzelstaatlichen Initiativen 
auszeichnen. Davon ausgehend, muß diese Aktion 
sich auf die Angaben der Mitgliedstaaten über ihren 
Bedarf, der durch entsprechende Analysen und Be-
gründungen nachzuweisen ist, stützen. In Anbetracht 
der Prioritäten, die sich die Gemeinschaft zu eigen 
gemacht hat, sowie der begrenzten Haushaltsmittel, 
die sie mobilisieren kann, muß die Kommission für 
eine enge Konzertierung mit den Mitgliedstaaten sor- 
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gen, um zu einer Aufgabenteilung zwischen der Ge-
meinschaft und den einzelnen Staaten zu gelangen. 

2. Partnerschaft 

Die Kommission möchte, daß sich aus der genannten 
Konzertierung auf allen Ebenen eine echte Pa rtner-
schaft entwickelt, die sich von der Vorbereitung der 
Aktionen über die einzelnen Phasen ihrer Durchfüh-
rung bis zur Bewertung der Ergebnisse erstreckt. 

Die Partnerschaft garantiert den Empfängern der Ge-
meinschaftsunterstützung Effizienz. Sie impliziert 
nämlich, daß die Kommission sich erstens um Verein-
fachung und Transparenz bemüht und technische Hil-
festellung gewährt, wo diese benötigt wird, und daß 
zweitens ihre Partner den größtmöglichen Nutzen aus 
einem Konzept zur Vorbereitung, Verfolgung und Be-
wertung ziehen, das ihren Initiativen ein Höchstmaß 
an wirtschaftlicher Durchschlagskraft sichern soll. 

3. Programmierung 

Durch die Programmierung soll die Gemeinschaftsak-
tion ein hinreichendes Maß an Breite und Tiefe, aber 
auch mehr Flexibilität erhalten. Sie erstreckt sich über 
einen mehrjährigen Zeitraum und ermöglicht den ge-
meinsamen Einsatz der Fonds, der EIB und der übri-
gen Finanzinstrumente und wird daher der Entwick-
lung der wirtschaftlichen und sozialen Realitäten bes-
ser gerecht werden können. Vom Standpunkt der 
Verwaltung aus gesehen, wird man sich dank der Pro-
grammierung und des allmählichen Verschwindens 
der Gemeinschaftsfinanzierungen von kleinen Pro-
jekten auf mittlere Sicht einen geschlossenen Gesamt-
überblick über die Aktionen verschaffen können, die 
im Interesse der einzelnen vorrangigen Ziele durchzu-
führen sind, und einen Rahmen für die Koordinierung 
dieser Aktionen festlegen können. 

Die Gemeinschaftsaktion erfolgt auf drei Ebenen: 

a) Zu Beginn legen die Mitgliedstaaten Pläne vor, in 
denen sie ihre Politik und ihre Absichten darlegen 
und angeben, welchen Gebrauch sie von den 
Strukturinstrumenten der Gemeinschaft machen 
wollen. 

b) Die Kommission prüft sodann diese Pläne und legt 
in Abstimmung mit den Mitgliedstaaten und gege-
benenfalls den Regional- und Lokalbehörden in 
großen Zügen die technische und finanzielle Un-
terstützung der Gemeinschaft fest. 

Diese Antwort der Gemeinschaft auf die Pläne der 
Mitgliedstaaten wird in Form eines gemeinschaftli-
chen Förderkonzepts (GFK) vorgelegt. Dieses Kon-
zept spiegelt den vorrangigen Charakter der von den 
Mitgliedstaaten vorgeschlagenen Entwicklungs-
schwerpunkte oder Umstellungsmaßnahmen unter 
Berücksichtigung der Gemeinschaftsprioritäten wi-
der. Die Kommission wird insbesondere dafür Sorge 
tragen, daß diese Schwerpunkte und Maßnahmen 
und die daraus resultierenden Maßnahmen ein ge

-

schlossenes Ganzes bilden und daß sie den politischen 
Zielvorstellungen der Gemeinschaft nicht zuwider-
laufen bzw. nicht zum Hindernis bei der Anwendung 
des Gemeinschaftsrechts werden können. In diesem 
Stadium könnte die Kommission auch angeben, bei 
welchen Aktionen sich durch eine vorherige Folgen-
abschätzung seitens der nationalen Behörden nega-
tive Auswirkungen auf die Umwelt vermeiden lie-
ßen. 

Das gemeinschaftliche Förderkonzept ist auf einen 
Mehrjahreszeitraum angelegt. Bei jedem Ziel werden 
in angemessener Weise die zu finanzierenden Maß-
nahmen berücksichtigt. Aus dem GFK geht ferner 
hervor, welche Fonds eingeschaltet werden sollen, 
welche technische Hilfe benötigt wird und welche 
Finanzmittel erforderlich sein werden. 

Im Rahmen dieses gemeinschaftlichen Förderkon-
zepts können die Diskussionen zwischen der Kommis-
sion und ihren Pa rtnern in spezifischen Fällen auch 
ein integriertes Programm als nützlich erscheinen las-
sen. Kennzeichnend für ein integriertes Programm ist 
die Suche nach Synergien zwischen verschiedenen 
Maßnahmen und eine systema tische Konvergenz der 
Anstrengungen von Partnern mit unterschiedlichen 
Zuständigkeiten und aus unterschiedlichen Kreisen. 

c) Für die Interventionen selbst schlägt die Kommis-
sion vor, innerhalb jeder Zielsetzung das Schwerge-
wicht auf die operationellen Programme zu legen. Sie 
zieht allerdings auch andere Interventionsformen in 
Betracht wie Globalsubventionen, die Kofinanzierung 
von Beihilfesystemen oder Großprojekten sowie die 
breite Palette von Darlehensmöglichkeiten oder 
neuen Finanzierungstechniken. 

Die Durchführung von operationellen Programmen 
muß mit einer verstärkten laufenden Beobachtung 
und Erfolgskontrolle einhergehen. Die Erfahrung bei 
der Verwaltung der einzelnen Fonds und Instrumente 
der Gemeinschaft hat gezeigt, daß die Effizienz der 
Gemeinschaftsaktion im Vergleich zu den anvisierten 
Zielen nur dann gewährleistet werden kann, wenn die 
eingegangenen Verpflichtungen laufend verfolgt und 
die bereits angelaufenen Aktionen gegebenenfalls 
entsprechend neu aufgetretenen Erfordernissen neu 
ausgerichtet werden. Die Kommission will auch die 
Qualitätskontrollen bei den von den Fonds unterstütz-
ten Aktionen verstärken, damit vor allem die Bestim-
mungen der neuen Haushaltsordnung, die sie dem 
Rat vorgeschlagen hat, zur vollen Anwendung gelan-
gen können. 

Der häufigere Rückgriff auf operationelle Programme 
gibt der Gemeinschaft außerdem die Möglichkeit, in 
den Regionen und sozialen Gruppen, die ihrer Hilfe 
am dringendsten bedürfen, viel stärker als früher prä-
sent zu sein und ihre Aktionen augenfälliger zu ma-
chen. Dadurch, daß sie sich mit ihren Interventionen 
stärker in nationale, regionale oder lokale Initiativen 
einschaltet, kann sie für bessere Informa tion und die 
Verbreitung der bei erfolgreichen Expe rimenten ge-
wonnenen Erkenntnisse bei den wi rtschaftlichen und 
sozialen Akteuren sorgen und so als „gemeinschaftli-
cher Multiplikator" wirken. 
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IV. Vereinfachung und bessere Koordinierung 

Alle Fonds zusammengenommen, verwaltet die Korn-
mission heute über 7 Milliarden ECU an Verpflich-
tungsermächtigungen. Zählt man zu den jedes Jahr 
von den Mitgliedstaaten neu gestellten Zuschußan-
trägen die zahllosen Zahlungsanträge hinzu — bei 
manchen handelt es sich um sehr kleine Vorhaben in 
der Größenordnung von 1 000 ECU — so steigt die 
Zahl der von den Kommissionsdienststellen bearbei-
teten Vorgängen auf mehrere Zehntausend. 

Diese Anträge werden nach den unterschiedlichsten 
Kriterien und Vorschriften formuliert und haben von 
ihrer wirtschaftlichen oder politischen Bedeutung her 
nicht das gleiche Gewicht; hinter allen aber steht eine 
Erwartung gegenüber der Gemeinschaft. 

Mit der Reform der Strukturfonds, die vorstehend in 
großen Zügen skizziert wurde, kann nun die Gemein-
schaft dieser Erwartung besser gerecht werden. Dazu 
muß aber auch die Arbeitsweise der Strukturinstru-
mente vereinfacht werden. 

Die Orientierung an Zielen, die Programmierung und 
die Einführung einer Partnerschaft zwischen der 
Kommission und den nationalen, regionalen und loka-
len Behörden zielen in diese Richtung. Eine weiterge-
hende Harmonisierung der technischen Fondsvor-
schriften und -verfahren werden dieses Reformwerk 
vervollständigen. 

Vereinfachung bedeutet allerdings nicht Lockerung. 
Die Kommission will vielmehr eine straffere Finanz-
verwaltung vorschlagen. Erstens müßte die Gemein-
schaft die Möglichkeit haben, den Mitgliedstaaten, 
die dies wünschen, technische Hilfe anzubieten, da-
mit der volle Nutzen aus ihrer Unterstützung gezogen 
werden kann. Zweitens wird die Kommission durch 
Einführung einer mehrjährigen Haushaltsführung für 
sämtliche Fonds im Rahmen ihrer Verwaltungsvoll-
machten und im Sinne der in der Rahmenverordnung 
niedergelegten Vorstellungen für die Gesamtkohä-
renz der Fondstätigkeiten sorgen. 

Zur Konkretisierung einer solchen Haushaltsführung 
beabsichtigt die Kommission nicht, einschneidende 
Änderungen an den Grundsätzen und Vorschriften 
vorzuschlagen, die für die Ausarbeitung oder Vorlage 
des Haushalts gelten, soweit die Strukturfonds betrof-
fen sind. Sie wird jedoch Bestimmungen vorschlagen, 
aufgrund derer der Rat die Kommission beauftragen 
kann, für die Einhaltung der in der Rahmenverord-
nung niedergelegten finanziellen Orientierung zu 
sorgen; außerdem würden darin die Einzelheiten der 
Information der Haushaltsbehörde geregelt. 

Gemeinsame Bestimmungen sollen insbesondere den 
Ablauf des Haushaltsvollzugs erleichtern. Heute hat 
jeder Fonds seinen eigenen Rhythmus bei den Mittel-
bindungen. Obwohl im Laufe der Jahre immer wieder 
versucht wurde, die Verfahren zu vereinfachen, wur-
den die Modalitäten der Mittelbindung immer nur 
entsprechend den angeblichen Verwaltungserforder-
nissen der einzelnen Fonds konsolidiert oder geän-
dert. Heute sind die Vorschriften so unterschiedlich, 
daß ein gemeinsames Vorgehen der Fonds überall da, 

wo es wünschenswert wäre, behindert werden 
könnte. 

So wird beispielsweise die Verbesserung des sehr ver-
wirrenden Systems der Mittelbindungen, nach dem 
sich wiederum das System der Auszahlungen richtet, 
eine organisatorische Verbesserung der Kommis-
sionsarbeiten möglich machen. Der Übergang zu ei-
ner mehr auf operationelle Programme ausgerichteten 
Verwaltung bietet in diesem Zusammenhang eine 
Chance, die Mittelbindungsverfahren zu verbessern. 
Das erfordert allerdings eine klarere Abgrenzung der 
Verpfichtungen der Mitgliedstaaten. Die Kommission 
wird daher ein System anstreben, das hinreichend fle-
xibel ist (mehrere jährliche Genehmigungstranchen 
nach einem zuvor festgelegten Zeitplan), zugleich 
aber eine Mindestdisziplin bei der Einreichung der 
Zuschußanträge einführt, damit vor allem eine über-
mäßige Konzentration der Mittelbindungs- und Zah-
lungsvorgänge am Ende des Haushaltsjahres vermie-
den wird. 

Wir müssen auch zu einer besser koordinierten Hand-
habung der Vorschüsse, Abschlagszahlungen und 
Restzahlungen gelangen. Wo heute eine gewisse He-
terogenität herrscht, will die Kommission die finan-
zielle Verwaltung (getrennte Mittel) der mehrjährigen 
Programme, die eine dominierende Stellung einneh-
men müßten, koordinieren. Die Koordinierung sollte 
sich auf die Entscheidungsverfahren für Mittelbin-
dungen, Zahl und Höhe möglicher Anzahlungen und 
die Einzelheiten der Restzahlungen erstrecken. 

Bei allen Fonds gibt es zwangsläufig Verpflichtungen, 
deren Erfüllung sich in die Länge zieht und die 
schließlich nicht oder nur teilweise erfüllt werden 
können. Es handelt sich um das, was gemeinhin als 
„ruhende Verpflichtungen" bezeichnet wird und Ver-
fahren zur Aufhebung von Mittelbindungen nach sich 
zieht. Die etwaige Wiederverwendung der auf diese 
Weise freigewordenen Mittel erfolgt bislang noch 
nach Modalitäten, die von Fonds zu Fonds unter-
schiedlich sind. Die Kommission will  die Aufhebungs-
verfahren für die Mittelbindungen zwischen den drei 
Fonds sowie die Wiederverwendungsmöglichkeiten 
für die betreffenden Mittel vereinheitlichen. 

Um sich zu vergewissern, daß die verfügbaren Mittel 
so effizient wie möglich für die finanzierten Aktionen 
eingesetzt werden und daß die gesamte Strukturpoli-
tik der Gemeinschaft tatsächlich zum Zusammenhalt 
beiträgt, beabsichtigt die Kommission, punktuelle 
und globale Erfolgskontrollen einzuführen. Anhand 
dieser Kontrollen sollen nach und nach Lehren aus der 
Aktion der Gemeinschaft gezogen und für notwendig 
gehaltene Kurskorrekturen vorgenommen werden. 

Um schließlich für eine bessere Kohärenz der Aktio-
nen der Strukturfonds zu sorgen, will die Kommission 
in den einschlägigen Fonds-Vorschriften festlegen,. 
daß die finanziellen Rechte und Verpflichtungen der 
Gemeinschaft in ECU denominiert werden, um — von 
besonderen Ausnahmen abgesehen — im Haushalts-
vollzug generell die ECU einzuführen. 
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Über die Koordinierung der Regel hinaus bedarf es 
aber auch einer besseren Koordinierung der Initiati-
ven. Bei der Ausarbeitung der gemeinschaftlichen 
Förderkonzepte wird die Kommission wo irgend mög-
lich um Komplementarität der Aktionen und die För-
derung von Synergieeffekten bemüht sein. 

Diese Koordinierung muß auf allen Ebenen der Ge-
meinschaftsaktion und auch vor Ort erfolgen. So wer-
den nach Auffassung der Kommission künftig die de-
zentralisierten Behörden und die lokalen Wirtschafts-
akteure stärker in die Abwicklung dieser Aktion ein-
bezogen werden. 

Schließlich soll die Reform der Strukturfonds dazu die-
nen, das Image der Gemeinschaft bei den betroffenen 
Behörden, bei den Wirtschaftsvertretern und in der 
breiten Öffentlichkeit zu verbessern. Dies kann nur 

durch klare politische Entscheidungen geschehen, 
denen eine gerechte Verteilung der Fördermittel der 
Gemeinschaft entspricht, flankiert von einer einheitli-
cheren organisatorischen Gestaltung ihrer Aktion und 
von operationellen Interventionen in vereinfachter 
Form. 

Die Reform der Strukturfonds, mit der insbesondere 
durch das Übergewicht der Programmfinanzierung 
eine größere Effizienz erreicht werden so ll , setzt daher 
eine verstärkte Übertragung von Verwaltungsbefug-
nissen auf die Kommission voraus. Die Kommission 
sah sich daher veranlaßt, wie bei sämtlichen flankie-
renden Politiken zur Vollendung des großen Binnen-
marktes das Verfahren der Beratenden Ausschüsse, 
die sie bei dieser Aufgabe unterstützen sollen, vorzu-
schlagen. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr.... des Rates vom ... über Aufgaben und Effizienz der 
Strukturfonds und über die Koordinierung ihrer Interventionen untereinander sowie mit denen der 
EIB und der anderen Finanzinstrumente 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Ar-
tikel 130 d, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla-
ments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 130 a des Vertrags entwickelt und ver-
folgt die Gemeinschaft weiterhin ihre Politik zur Stär-
kung ihres wirtschaft lichen und sozialen Zusammen-
halts und setzt sich insbesondere zum Ziel, den Ab-
stand zwischen den verschiedenen Regionen und den 
Rückstand der am stärksten benachteiligten Gebiete 
zu verringern. 

Nach Artikel 130 c ist es Aufgabe des Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE), durch Betei-
ligung an der Entwicklung und an der strukturellen 
Anpassung der rückständigen Gebiete und an der 
Umstellung der Industriegebiete mit rückläufiger Ent-
wicklung zum Ausgleich der wichtigsten regionalen 
Ungleichgewichte in der Gemeinschaft beizutragen. 

Hierzu ist in Artikel 130 d des Vertrags ein Gesamt-
vorschlag vorgesehen, der darauf abzielt, an der 
Struktur und den Regeln für die Arbeitsweise des Eu-
ropäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung (EAGFL-Aus-
richtung), des Europäischen Sozialfonds (ESF) und 
des EFRE die zur Präzisierung und Rationalisierung 
der Aufgaben dieser Fonds gegebenenfalls erforderli-
chen Änderungen vorzunehmen, um zur Erreichung 
der Ziele der Artikel 130 a und 130 c des Vertrags bei-
zutragen, die Effizienz der Fonds zu erhöhen und de-
ren Tätigkeiten sowohl untereinander als auch im 
Verhältnis zu den Tätigkeiten der vorhandenen Fi-
nanzierungsinstrumente zu koordinieren. 

Die Maßnahmen, die die Gemeinschaft mit Hilfe der 
Strukturfonds, der Europäischen Investitionsbank 
(EIB) und der anderen vorhandenen Finanzinstru-
mente trifft, müssen, para llel zu den in Artikel 130 b 
genannten sonstigen Realisierungsmöglichkeiten, die 
Erreichung der in den Artikeln 130 a und 130 c aufge-
führten Ziele unterstützen. 

Zur Erreichung des in Artikel 130 d festgelegten all-
gemeinen Ziels sind sämtliche Gemeinschaftsmaß-
nahmen in diesem Bereich auf entsprechend defi-
nierte vorrangige Ziele auszurichten. 

Es ist zu präzisieren, welche Fonds in welchem Aus-
maß und unter welchen Bedingungen zur Erreichung 
der einzelnen vorrangigen Ziele beitragen, und es ist 
festzulegen, unter welchen Bedingungen die EIB und 
andere vorhandene Finanzinstrumente der Gemein-
schaft auf diese Weise, insbesondere in kombiniertem 
Einsatz mit den Fonds, einen Beitrag leisten kön-
nen. 

Der EFRE ist das Hauptinstrument zur Erreichung des 
Ziels einer strukturellen Entwicklung und Anpassung 
der Regionen mit Entwicklungsrückstand und spielt 
eine zentrale Rolle bei der Umstellung der Regionen, 
der Beschäftigungsgebiete und der städtischen Ver-
dichtungsräume, die schwer vom industriellen Nie-
dergang betroffen sind. 

Es gilt, die Hauptaufgaben der Fonds festzulegen und 
damit klarzustellen, welche Kategorien von Funktio-
nen ihnen bei der Erreichung der vorrangigen Ziele 
jeweils obliegen. 

Zur Verwirklichung der strukturellen Anpassung der 
Regionen mit Entwicklungsrückstand müssen die 
Mittel der Strukturfonds der Gemeinschaft stark auf 
dieses vorrangige Ziel konzentriert werden. 

Es ist festzulegen, welche Regionen und Personen in 
der Gemeinschaft in den Genuß der gemeinschaftli-
chen Strukturmaßnahmen im Hinblick auf die einzel-
nen vorrangigen Ziele kommen können. 

Die Gemeinschaftsaktion soll die Aktionen der Mit-
gliedstaaten ergänzen; um deren eigene Initiativen 
auf der am besten geeigneten territorialen Ebene zu 
verstärken, ist eine enge Konzertierung zwischen der 
Kommission und den nationalen Behörden, gegebe-
nenfalls unter Beteiligung regionaler, lokaler und son-
stiger Behörden als Partner bei der Verfolgung eines 
gemeinsamen Ziels, erforderlich. 

Die Hauptformen der Strukturmaßnahmen der Ge-
meinschaft zugunsten der in den Artikeln 130 a und 
130 c des Vertrags niedergelegten Ziele sind zu präzi-
sieren; diese Interventionsformen sollen die Effizienz 
der Gemeinschaftsaktion erhöhen und gleichzeitig 
die Möglichkeit geben, auf die jeweiligen Gegeben-
heiten zu reagieren. 

Vorrangige Bedeutung ist den Interventionen in Form 
mehrjähriger operationeller Programme beizumes-
sen. 

Um einen gemeinsamen Einsatz eines oder mehrerer 
Fonds, der EIB und eines oder mehrerer der anderen 
Finanzinstrumente zu ermöglichen, können bei der 
Aufstellung und Durchführung dieser Programme die 
Einzelmaßnahmen integriert werden. 
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Es sind Mechanismen einzurichten, mit deren Hilfe 
sich die Interventionen der Gemeinschaft auf die 
Merkmale der zu unterstützenden Aktionen, auf den 
Kontext, in dem sie ablaufen sollen, und auf die Fi-
nanzkraft des betreffenden Mitgliedstaates abstim-
men lassen. 

Bei der Durchführung dieser Verordnung sind Moda-
litäten festzulegen, die eine enge Zusammenarbeit 
zwischen der Kommission und den nationalen, regio-
nalen und lokalen Behörden in den Mitgliedstaaten 
gewährleisten. 

Es sind wirksame Methoden zur Verfolgung, Beurtei-
lung und Kontrolle der Strukturmaßnahmen der Ge-
meinschaft, insbesondere entsprechend den in dieser 
Verordnung präzisierten Aufgaben der einzelnen 
Fonds, festzulegen. 

In späteren Durchführungsbestimmungen sind detail- 
lierte Regeln für die einzelnen Fonds sowie die Moda-
litäten der Koordinierung und des gemeinsamen Ein-
satzes der einzelnen Fonds und strukturpolitischen 
Instrumente der Gemeinschaft festzulegen; diese 
Texte müssen auch die notwendigen Übergangsbe-
stimmungen enthalten. 

Die EIB erfüllt weiter die ihr aus den Artikeln 129 und 
130 des Vertrags erwachsenden Aufgaben und leistet, 
gemäß ihrer Satzung, gleichzeitig einen Beitrag zur 
Erreichung der in dieser Verordnung niedergelegten 
Ziele — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

I. Ziele und Aufgaben der Strukturfonds 

Artikel 1 

Die mit Hilfe der Strukturfonds, der Europäischen In-
vestitionsbank (nachstehend EIB genannt) und der 
sonstigen Finanzinstrumente verfolgte Aktion der Ge-
meinschaft unterstützt die Verwirklichung der in den 
Artikeln 130 a und 130 c des EWG-Vertrags niederge-
legten allgemeinen Ziele, indem sie zur Erreichung 
von fünf vorrangigen Zielen beiträgt. Diese vorrangi-
gen Ziele sind: 

1. Förderung der Entwicklung und der strukturellen 
Anpassung der Regionen mit Entwicklungsrück-
stand („Ziel Nr. 1 "); 

2. Umstellung der Regionen, der Beschäftigungsge-
biete und der städtischen Verdichtungsräume, die 
vom industriellen Niedergang schwer betroffen 
sind, sowie Erleichterung der Umstrukturierung 
der im Niedergang befindlichen Industriesektoren 
( „Ziel Nr. 2"); 

3. Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit („Ziel 
Nr. 3"); 

4. Erleichterung der Eingliederung der Jugendlichen 
in das Erwerbsleben („Ziel Nr. 4"); 

5. im Hinblick auf die Reform der gemeinsamen 
Agrarpolitik Beschleunigung der Anpassung der 

Agrarstrukturen und Förderung der Entwicklung 
der ländlichen Gebiete („Ziel Nr. 5"). 

Artikel 2 

1. Die Strukturfonds (Europäischer Ausrichtungs-  
und Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abtei-
lung Ausrichtung, nachstehend: „EAGFL-Ausrich-
tung", Europäischer Sozialfonds, nachstehend: 
„ESF", und Europäischer Fonds für regionale Ent-
wicklung nachstehend: „EFRE") tragen, nach den 
jeweils für sie geltenden Bestimmungen, zur Errei-
chung der Ziele 1 bis 5 bei, und zwar mit folgender 
Aufgabenverteilung: 

— Ziel Nr. 1: EFRE, ESF, EAGFF-Ausrichtung, 

— Ziel Nr. 2: EFRE, ESF, 

— Ziel Nr. 3: ESF, 

— Ziel Nr. 4: ESF, 

— Ziel Nr. 5: EAGFL-Ausrichtung, ESF, EFRE. 

2. Die EIB erfüllt weiterhin die ihr aus den Artikeln 
129 und 130 des Vertrags erwachsenden Aufgaben 
und leistet gleichzeitig, gemäß ihrer Satzung, einen 
Beitrag zur Erreichung der in Artikel 1 dieser Ver-
ordnung niedergelegten Ziele. Die anderen Fi-
nanzinstrumente können, nach den jeweils für sie 
geltenden spezifischen Bestimmungen, zugunsten 
jeder aus einem oder mehreren der Strukturfonds 
unterstützten Aktion im Hinblick auf eines der 
Ziele 1 bis 5 eingesetzt werden. 

Artikel 3 

1. Der EFRE erfüllt die ihm aus Artikel 130 c des Ver-
trags erwachsenden Aufgaben und unterstützt da-
bei insbesondere 

a) produktive Investitionen, 

b) die Errichtung oder Modernisierung von Infra 
strukturen, die für die Entwicklung oder Um-
stellung von Regionen, Beschäftigungsgebieten 
und städtischen Verdichtungsräumen wesent-
lich sind. 

c) Maßnahmen zur Erschließung des endogenen 
Poten tials der Regionen, Beschäftigungsgebiete 
und städtischen Verdichtungsräume, 

d) Untersuchungen oder Pilotversuche zur Raum-
ordnung auf Gemeinschaftsebene, insbeson-
dere in Grenzgebieten. 

2. Der ESF unterstützt, zur Förderung der Beschäfti-
gung und im Rahmen der ihm aus Artikel 123 des 
Vertrags erwachsenden Aufgaben, Maßnahmen, 
insbesondere Berufsausbildungsmaßnahmen, die 
darauf abzielen: 

a) die menschlichen Ressourcen zu nutzen und an-
zupassen und 

b) die Beschäftigungsmöglichkeiten zu verbes-
sern. 

Diese Unterstützung erfolgt nach dem auf den Ar

-

beitsmärkten herrschenden Bedarf und nach einer 
kohärenten Auswahl entsprechend den Prioritäten 
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der gemeinschaftlichen und nationalen Beschäfti-
gungspolitik. 

3. Die Interventionen des EAGFL — Ausrichtung die-
nen, unter Beachtung der in Artikel 39 des Ver-
trags niedergelegten Grundsätze, insbesondere 
folgenden Aufgaben: 

a) Stärkung und Umgestaltung der Agrarstruk-
turen, einschließlich der Strukturen für die Ver-
marktung und Verarbeitung von landwirt-
schaftlichen Erzeugnissen und Fischereierzeug-
nissen, vor allem im Hinblick auf die Reform der 
gemeinsamen Agrarpolitik der Gemeinschaft, 

b) Umstellung der landwirtschaftlichen Tätigkeit, 
auch durch Suche nach alternativen Tätigkeiten 
in ländlichen Gebieten, 

c) Gewährleistung eines angemessenen Lebens-
standards für die verbleibenden Landwirte, 

d) Entwicklung des sozialen Gewebes der ländli-
chen Gebiete, Umweltschutz und Erhaltung des 
ländlichen Raums sowie Ausgleich der Auswir-
kungen naturgegebener Nachteile auf die 
Landwirtschaft. 

4. Die spezifischen Bestimmungen über den Einsatz 
der einzelnen Strukturfonds werden in den Durch-
führungsvorschriften gemäß Artikel 43, 127 bzw. 
130 e des Vertrags festgelegt. Präzisiert werden 
darin insbesondere die Modalitäten der Inte rven-
tion in einer der in Artikel 5 Abs. 2 aufgeführten 
Formen, die Kriterien für die Förderungswürdig-
keit, und die Zuschuß-Sätze. Unbeschadet des 
nachstehenden Absatzes 5 werden darin ferner die 
Modalitäten für die Verfolgung, die Beurteilung, 
die finanzielle Verwaltung und die Kontrolle der 
Aktionen sowie die Übergangsregeln festgelegt. 

5. Der Rat erläßt auf der Grundlage der Artikel 43, 
127 bzw. 130e des Vertrages die notwendigen Be-
stimmungen für eine Koordinierung zwischen den 
Interventionen der einzelnen Fonds einerseits und 
zwischen diesen und denen der EIB und der übri-
gen Finanzinstrumente andererseits. Die Kommis-
sion und die EIB legen einvernehmlich die prakti-
schen Modalitäten für die Koordinierung ihrer In-
terventionen fest. 

6. Die in den obigen Absätzen 4 und 5 genannten 
Durchführungsvorschriften enthalten die notwen-
digen Übergangsbestimmungen. 

7. In den in den obigen Absätzen 4 und 5 genannten 
Durchführungsvorschriften kann für Maßnahmen, 
mit deren Hilfe auf der Grundlage der Beurteilung 
operationeller Programme Erfahrungen zwischen 
Mitgliedstaaten verbreitet werden, sowie für inno-
vative Maßnahmen unter Beteiligung mehrerer 
Mitgliedstaaten eine gemeinschaftliche Finanzie-
rung vorgesehen werden. 

II. Methode der strukturpolitischen 
Interventionen 

Artikel 4 

Komplementarität, Pa rtnerschaft, Hilfestellung 

1. Die Kommission ergreift nach Maßgabe dieser Ver-
ordnung sowie der in Artikel 3 Abs. 4 und 5 ge-
nannten Bestimmungen Initiativen und Durchfüh-
rungsmaßnahmen, um sicherzustellen, daß die Ge-
meinschaftsaktion die Erreichung der in Artikel 1 
genannten Ziele unterstützt und die nationalen In-
itiativen in notwendiger Weise ergänzt. 

2. Die Gemeinschaftsaktion wird als Ergänzung zu 
den entsprechenden nationalen Aktionen konzi-
piert. Erreicht wird dies durch eine enge Konzertie-
rung zwischen der Kommission und den Mitglied-
staaten als Pa rtner bei der Verfolgung eines ge-
meinsamen Ziels. Diese Konzertierung wird nach-
stehend als Partnerschaft bezeichnet. Hinzugezo-
gen werden gegebenenfalls die von dem betreffen-
den Mitgliedstaat benannten regionalen, lokalen 
oder sonstigen Behörden. Die Pa rtnerschaft er-
streckt sich auf die Vorbereitung, Finanzierung, 
Verfolgung und Beurteilung der Aktionen. 

3. Im Rahmen der Partnerschaft kann die Kommission 
nach den in Artikel 3 Abs. 4 genannten Bestim-
mungen zur Vorbereitung, Durchführung und An-
passung der Interventionen beitragen, indem sie, 
im Einvernehmen mit dem betreffenden Mitglied-
staat oder den in Absatz 2 genannten Behörden, 
vorbereitende Untersuchungen und Maßnahmen 
zur technischen Unterstützung an Ort und Stelle 
finanziert. 

4. Die Aufgabenverteilung zwischen Kommission 
und Mitgliedstaaten in der Phase der Vorbereitung 
der Maßnahmen ist für die einzelnen Ziele in den 
Artikeln 8 bis 11 festgelegt. 

Artikel 5 

Modalitäten der finanziellen Interventionen 

1. Bei der finanziellen Intervention der Strukturfonds, 
der EIB und der sonstigen Finanzinstrumente der 
Gemeinschaft kommen je nach Art  der Maßnah-
men unterschiedliche Finanzierungsweisen zum 
Einsatz. 

2. Die finanzielle Inte rvention der Strukturfonds er-
folgt in einer der nachstehenden Formen: 

a) Kofinanzierung operationeller Programme; 

b) Kofinanzierung einer Beihilfenregelung durch 
die Gemeinschaft; 

c) Gewährung globaler Subventionen, die eine 
zwischengeschaltete Stelle verwaltet und als 
Einzelsubventionen an den Endempfänger wei-
tervergibt; 

d) Kofinanzierung von Großvorhaben; 
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e) Unterstützung der technischen Hilfestellung 
und der Voruntersuchungen zur Ausarbeitung 
der Aktionen. 

Andere Interventionsformen können im Zuge der 
Weiterentwicklung der Finanzierungstechniken in 
Erwägung gezogen werden. 

3. Die finanzielle Intervention der EIB und der ande-
ren Finanzinstrumente kann, nach den jeweils gel-
tenden spezifischen Bestimmungen, in einer der 
nachstehenden Formen erfolgen: 

— Darlehen oder andere Formen der Kofinanzie-
rung bestimmter Investitionen, 

— Globaldarlehen, 

Kofinanzierung der technischen Unterstützung 
oder von Voruntersuchungen zur Ausarbeitung 
der Aktionen, 

— Bürgschaften. 

4. Ein operationelles Programm im Sinne von Ab-
satz 2 Buchstabe a ist ein kohärentes Paket mehr-
jähriger Aktionen, zu deren Durchführung auf eine 
oder mehrere der in Absatz 2 Buchstaben b bis e 
bzw. in Absatz 3 genannten Interventionsformen 
oder auf einen oder mehrere Fonds sowie eines 
oder mehrere der anderen Finanzinstrumente zu-
rückgegriffen werden kann. 

Operationelle Programme werden auf Initiative der 
Mitgliedstaaten oder auf Initiative der Kommission 
in Angriff genommen. 

Erfordert ein operationelles Programm den Einsatz 
mehrerer Fonds und/oder den Einsatz mehrerer 
anderer Finanzinstrumente, dann kann es nach ei-
nem integrierten Konzept durchgeführt werden, 
dessen Modalitäten durch die in Artikel 3 Abs. 5 
genannten Bestimmungen festgelegt werden. 

Artikel 6 

Verfolgung und Beurteilung der Aktion 

1. Die Gemeinschaftsaktion wird laufend verfolgt, um 
zu gewährleisten, daß die Verpflichtungen, die im 
Rahmen der in den Artikeln 130 a und 130 c des 
Vertrags niedergelegten Ziele eingegangen wor-
den sind, tatsächlich erfüllt werden. Dies gibt die 
Möglichkeit, die Aktion erforderlichenfalls ent-
sprechend den bei der Durchführung aufgetrete-
nen Notwendigkeiten neu auszurichten. 

2. Damit die Effizienz der strukturpolitischen Inter-
ventionen abgeschätzt werden kann, wird die Ge-
meinschaftsaktion ex ante und ex post nach ihrem 
wirtschaftlichen Effekt und nach ihren Auswirkun-
gen auf spezifische Strukturprobleme beurteilt. 

3. Die Modalitäten für die Verfolgung und Beurtei-
lung der Gemeinschaftsaktion werden durch die in 
Artikel 3 Abs. 4 und 5 genannten Bestimmungen 
und bezüglich der EIB nach der Satzung festge-
legt. 

Artikel 7 

Vereinbarkeit mit dem Gemeinschaftsrecht 
und Kontrolle 

Die Aktionen, die Gegenstand einer Kofinanzie-
rung durch die Strukturfonds oder einer Interven-
tion der EIB oder eines anderen Finanzinstruments 
sind, müssen den Bestimmungen der Verträge und 
der aufgrund der Verträge erlassenen Rechtsakte 
sowie den Zielen der Gemeinschaftspolitiken, ins-
besondere hinsichtlich der Wettbewerbsregeln, der 
öffentlichen Auftragsvergabe und des Umwelt-
schutzes, entsprechen. 

4. Unbeschadet der Haushaltsordnung enthalten die 
in Artikel 3 Abs. 4 und 5 genannten Bestimmungen 
harmonisierte Vorschriften zur Verstärkung der 
Kontrolle der strukturpolitischen Interventionen. 
Diese Bestimmungen sind auf den besonderen 
Charakter der betreffenden Finanzmaßnahmen zu-
geschnitten. Die Verfahren zur Kontrolle der Maß-
nahmen der EIB ergeben sich aus deren Satzung. 

III. Bestimmungen zu den spezifischen Zielen 

Artikel 8 

Ziel Nr. 1 

1. Sobald diese Verordnung erlassen ist, stellt die 
Kommission ein Verzeichnis der unter das Ziel 
Nr. 1 fallenden Regionen mit strukturellem Ent-
wicklungsrückstand auf. 

2. Die Kommission erstellt dieses Verzeichnis nach 
den in Artikel 16 genannten Verfahren und nach 
dem Kriterium des Bruttoinlandsprodukts pro Ein-
wohner der Regionen der Verwaltungsebene 
NUTS II im Vergleich zum Gemeinschaftsdurch-
schnitt. Ausgewählt werden diejenigen Regionen, 
deren BIP/Einwohner nach den Daten der letzten 
Jahre weniger als 75 % dieses Durchschnitts be-
trägt. 

Nordirland sowie die überseeischen Departments 
(OD) Frankreichs werden in das Verzeichnis der 
Regionen mit strukturellem Entwicklungsrück-
stand aufgenommen. 

Das Verzeichnis der Regionen gilt für fünf Jahre. 
Nach fünf Jahren erstellt die Kommission nach den 
in Artikel 16 festgelegten Verfahren ein neues Ver-
zeichnis der Regionen. 

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission 
Informationen, die ihr bei der Aufstellung des Ver-
zeichnisses der Regionen helfen könnten. 

3. Die Mitgliedstaaten, die von dem in Absatz 1 ge-
nannten Verzeichnis betroffen sind, unterbreiten 
der Kommission ihre Regionalentwicklungspläne. 
Diese Pläne enthalten insbesondere: 

— eine Beschreibung der für die Regionalentwick-
lung gewählten Schwerpunkte sowie der damit 
zusammenhängenden Maßnahmen; 
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— Angaben zur Verwendung der Beteiligung der 
Fonds, der EIB und der anderen Finanzinstru-
mente, mit der die zuständigen nationalen Be-
hörden bei der Durchführung der Pläne rech-
nen. 

Gegebenenfalls werden die Regionalentwick-
lungspläne auf Antrag der Kommission oder auf 
Initiative der Mitgliedstaaten durch weitere Ele-
mente, insbesondere im Zusammenhang mit Maß-
nahmen auf nationaler, sektoraler oder interregio-
naler Ebene, ergänzt. 

4. Die Kommission beurteilt die vorgeschlagenen 
Pläne danach, ob sie mit den Zielen dieser Verord-
nung und mit den in den Artikeln 6 und 7 genann-
ten Bestimmungen und Politiken übereinstimmen. 
Sie legt in Konzertierung mit den zuständigen Be-
hörden des betreffenden Mitgliedstaates nach den 
in Artikel 16 vorgesehenen Verfahren das gemein-
schaftliche Förderkonzept für die strukturpoliti-
schen Interventionen der Gemeinschaft fest. 

Das gemeinschaftliche Förderkonzept umfaßt ins-
besondere: 

— die für die Intervention der Gemeinschaft vor-
gesehenen Schwerpunkte der Regionalent-
wicklung; 

— die Formen der Interven tion; 

— den Finanzierungsplan mit Angabe des Betrags 
und der Quelle der Interventionen; 

— die Laufzeit dieser Interventionen. 

Das gemeinschaftliche Förderkonzept kann gege-
benenfalls entsprechend neuen einschlägigen In-
formationen und entsprechend den bei der Durch-
führung der Maßnahmen verzeichneten Ergebnis-
sen überarbeitet und angepaßt werden. 

5. Die Modalitäten der Ausarbeitung und Vorlage der 
Regionalentwicklungspläne sowie der gemein-
schaftlichen Förderkonzepte werden in den in Arti-
kel 3 Abs. 4 und 5 genannten Bestimmungen fest-
gelegt. 

6. Die Interventionen im Zusammenhang mit dem 
Ziel Nr. 1 erfolgen vorwiegend in Form operatio-
neller Programme. 

7. Um die Programmierung der Interventionen in den 
betroffenen Regionen zu erleichtern, legt die Kom-
mission für einen Zeitraum von fünf Jahren Richt-
größen für die Verteilung von 75 % der dem Ziel 
Nr. 1 für die Strukturfonds zugewiesenen Ver-
pflichtungsermächtigungen auf die einzelnen Mit-
gliedstaaten fest. Diese Verteilung basiert auf so-
zio-ökonomischen Kriterien, die den strukturellen 
Rückstand der Regionen zum Ausdruck bringen. 
Die nicht auf diese Weise aufgeschlüsselten Res-
sourcen werden von der Kommission zugunsten 
des Ziels Nr. 1 zur Förderung der Interventionen 
von ausgeprägtem gemeinschaftlichem Interesse 
verwendet. 

Der betreffende Mitgliedstaat und die Kommission 
vergewissern sich im Rahmen ihrer Konzertierung 
über die Qualität und das Tempo der Durchfüh-
rung der vorgeschlagenen Aktionen. 

8. Die Aktionen, die für eine Unterstützung aus den 
an Ziel Nr. 1 beteiligten Fonds in Betracht kom-
men, werden in den in Artikel 3 Abs. 4 genannten 
Bestimmungen aufgeführt. 

Artikel 9 

Ziel Nr. 2 

1. Sobald diese Verordnung erlassen ist, erstellt die 
Kommission ein Verzeichnis der unter das Ziel 
Nr. 2 fallenden Regionen, Beschäftigungsgebiete 
und städtischen Verdichtungsräume. Dieses Ver-
zeichnis kann entsprechend der Entwicklung der 
Situation der Regionen, der Beschäftigungsgebiete 
und der städtischen Verdichtungsräume der Ge-
meinschaft geändert werden. 

2. Die Kommission erstellt dieses Verzeichnis nach 
den in Artikel 16 vorgesehenen Verfahren und 
nach objektiven sozio-ökonomischen Kriterien, 
wobei insbesondere der Schweregrad der indu- 
striellen Probleme und deren Entwicklung sowie 
die Arbeitslosigkeit berücksichtigt werden. Diese 
Kriterien werden in den in Artikel 3 Abs. 4 und 5 
genannten Bestimmungen festgelegt. 

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission 
Informationen, die ihr bei der Aufstellung des Ver-
zeichnisses der Regionen helfen könnten. 

3. Die Mitgliedstaaten, die von dem in Absatz 1 ge-
nannten Verzeichnis betroffen werden, unterbrei-
ten der Kommission ihre Pläne zur regionalen Um-
stellung. Diese Pläne umfassen insbesondere: 

— eine Beschreibung der für die Umstellung der 
Regionen, Beschäftigungsgebiete und städ-
tischen Verdichtungsräume gewählten Schwer-
punkte sowie der damit zusammenhängenden 
Maßnahmen; 

— Angaben zur Verwendung der Beteiligung der 
Fonds, der EIB und der anderen Finanzinstru-
mente, mit der die zuständigen nationalen Be-
hörden bei der Durchführung der Pläne rech-
nen. 

Gegebenenfalls werden die Umstellungspläne auf 
Antrag der Kommission oder auf Ini tiative der Mit-
gliedstaaten durch weitere Elemente, insbeson-
dere im Zusammenhang mit Aktionen auf nationa-
ler, sektoraler oder interregionaler Ebene, er-
gänzt. 

4. Die Kommission beurteilt die vorgeschlagenen 
Pläne danach, ob sie mit den Zielen dieser Verord-
nung sowie mit den in den Artikeln 6 und 7 ge-
nannten Bestimmungen und Politiken überein-
stimmen. Sie legt in Konzertierung mit den zustän-
digen Behörden des betreffenden Mitgliedstaates 
nach den in Artikel 16 vorgesehenen Verfahren für 
die strukturpolitischen Interventionen der Gemein-
schaft das gemeinschaftliche Förderkonzept zur 
Umstellung fest. 

Das gemeinschaftliche Förderkonzept zur regiona-
len Umstellung umfaßt insbesondere: 
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— die für die Intervention der Gemeinschaft vor-
gesehenen Umstellungsschwerpunkte; 

— die Formen der Interven tion; 

— den Finanzierungsplan mit Angabe des Betrags 
und der Quelle der Interventionen; 

— die Laufzeit dieser Interventionen. 

Das gemeinschaftliche Förderkonzept kann gege-
benenfalls entsprechend neuen einschlägigen In-
formationen und entsprechend den bei der Durch-
führung der betreffenden Aktionen verzeichneten 
Ergebnissen überarbeitet und angepaßt werden. 

5. Die Modalitäten der Ausarbeitung und Vorlage der 
Pläne zur regionalen Umstellung sowie der ge-
meinschaftlichen Förderkonzepte werden in den in 
Artikel 3 Abs. 4 und 5 genannten Bestimmungen 
festgelegt. 

6. Zur Erleichterung der von der Gemeinschaft aner-
kannten Umstrukturierungen der Industriesekto-
ren, die sich im Niedergang befinden, kann der 
ESF außerhalb der in Absatz 1 genannten Re-
gionen zugunsten der Arbeitskräfte intervenieren, 
die von diesen Umstrukturierungen unmittelbar 
betroffen sind. 

Artikel 10 

Ziele Nr. 3 und 4 

1. Die Kommission legt nach den Bestimmungen zur 
Durchführung dieser Verordnung für einen Mehr-
jahreszeitraum umfassende Leitlinien fest, in de-
nen die Zielvorstellungen und Kriterien der Ge-
meinschaft zur Bekämpfung der Langzeitarbeitslo-
sigkeit (Ziel Nr. 3) und zur Eingliederung der Ju-
gendlichen in das Erwerbsleben (Ziel Nr. 4) präzi-
siert werden. 

2. Die Mitgliedstaaten unterbreiten der Kommission 
ihre Pläne zur Bekämpfung der Lanzeitarbeitslo-
sigkeit (Ziel Nr. 3) und zur Eingliederung der Ju-
gendlichen in das Erwerbsleben (Ziel Nr. 4). Diese 
Pläne umfassen insbesondere: 

— Informationen zur Beschäftigungs- und Arbeits-
marktpolitik auf nationaler Ebene; 

— Angaben zu den für einen bestimmten Mehr-
jahreszeitraum vorgesehenen vorrangigen Ak-
tionen zugunsten der unter die Ziele Nr. 3 und 
Nr. 4 fallenden Bevölkerung, wobei sich diese 
Aktionen aus den von der Kommission aufge-
stellten umfassenden Leitlinien ergeben; 

— Angaben zur Verwendung der Beteiligung des 
ESF, gegebenenfalls kombiniert mit der Beteili-
gung der EIB oder anderer gemeinschaftlicher 
Finanzinstrumente, mit der die zuständigen na-
tionalen Behörden bei der Durchführung der 
Pläne rechnen. 

3. Die Kommission beurteilt die vorgeschlagenen 
Pläne danach, ob sie mit den Zielen dieser Verord-
nung, mit den von ihr aufgestellten umfassenden 
Leitlinien sowie mit den in den Artikeln 6 und 7 
genannten Bestimmungen und Politiken überein

-

stimmen. Sie legt für jeden einzelnen Mitgliedstaat 
in Konzertierung mit den zuständigen Behörden 
nach den in Artikel 16 vorgesehenen Verfahren 
das gemeinschaftliche Förderkonzept zur Errei-
chung der Ziele Nr. 3 und Nr. 4 fest. 

In dem gemeinschaftlichen Förderkonzept werden 
insbesondere angegeben: 

— die gemeinschaftlichen Prioritäten, 

— die speziellen Ziele, die für die Interven tion der 
Gemeinschaft zugunsten der unter die Ziele 
Nr. 3 und Nr. 4 fallenden Bevölkerung vorgese-
hen sind, 

— die Formen der Interven tion, 

— der Finanzierungsplan mit Angabe des Betrags 
und der Quelle der Interventionen, 

— die Laufzeit der Interventionen. 

Das gemeinschaftliche Förderkonzept kann ent-
sprechend neuen einschlägigen Informationen und 
entsprechend den bei der Durchführung der be-
treffenden Aktionen verzeichneten Ergebnissen 
überarbeitet und angepaßt werden. 

4. Die Modalitäten der Ausarbeitung und Vorlage der 
Pläne zur Bekämpfung der Langzeitarbeitslosig-
keit und zur Eingliederung der Jugendlichen in das 
Erwerbsleben sowie der gemeinschaftlichen För-
derkonzepte werden in den in Artikel 3 Abs. 4 und 
5 genannten Bestimmungen festgelegt. 

5. Die Interventionen im Zusammenhang mit den 
Zielen Nr. 3 und Nr. 4 erfolgen vorwiegend in Form 
operationeller Programme. 

6. Die Aktionen, die im Zusammenhang mit den 
Zielen Nr. 3 und Nr. 4 für Zuschüsse aus dem ESF 
in Betracht kommen, werden in den in Artikel 3 
Abs. 4 genannten Bestimmungen festgelegt. 

Artikel 11 

Ziel Nr. 5 

1. Über die Modalitäten der Durchführung der Aktio-
nen im Zusammenhang mit der Beschleunigung 
der Anpassung der Agrarstrukturen wird nach den 
gemäß Artikel 3 Abs. 4 und 5 erlassenen Bestim-
mungen entschieden. 

2. Die Kommission kann unter Berücksichtigung des 
von den Mitgliedstaaten vorgebrachten Bedarfs 
Aktionen im Zusammenhang mit der Entwicklung 
des ländlichen Raums vorschlagen. Diese Aktionen 
können sich in Pläne zur ländlichen Entwicklung 
für geographische Gebiete auf der für geeignet er-
achteten territorialen Ebene einfügen. Diese Pläne 
umfassen insbesondere: 

— eine Beschreibung der Schwerpunkte für die 
Entwicklung des ländlichen Raums sowie der 
damit zusammenhängenden Maßnahmen, 

— Angaben zur Verwendung der Beteiligung der 
einzelnen Fonds, der EIB und der anderen Fi-
nanzinstrumente, mit der die zuständigen natio-
nalen Behörden bei der Durchführung der Pläne 
rechnen. 
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Die Kommission beurteilt die vorgeschlagenen 
Pläne danach, ob sie mit den Zielen dieser Verord-
nung sowie mit den in den Artikeln 6 und 7 ge-
nannten Bestimmungen und Politiken überein-
stimmen. Sie legt in Konzertierung mit den zustän-
digen Behörden des betreffenden Mitgliedstaates 
nach den in Artikel 16 vorgesehenen Verfahren 
das gemeinschaftliche Förderkonzept zur Entwick-
lung des ländlichen Raums fest. 

Das gemeinschaftliche Förderkonzept umfaßt ins-
besondere: 

— die für die Intervention der Gemeinschaft vor-
gesehenen vorrangigen Aktionen zugunsten 
der Entwicklung des ländlichen Raums, 

— die Formen der Interven tion, 

— den Finanzierungsplan mit Angabe des Betrags 
und der Quelle der Interventionen, 

die Laufzeit der Interventionen. 

Das gemeinschaftliche Förderkonzept kann ent-
sprechend neuen einschlägigen Informationen und 
entsprechend den bei der Durchführung der be-
treffenden Aktionen verzeichneten Ergebnissen 
gegebenenfalls überarbeitet und angepaßt wer-
den. 

Die Modalitäten der Ausarbeitung und Vorlage der 
Pläne zur Entwicklung des ländlichen Raums sowie 
der gemeinschaftlichen Förderkonzepte werden 
durch die in Artikel 3 Abs. 4 und 5 genannten Be-
stimmungen festgelegt. 

3. Interveniert wird vorzugsweise in Form einer Kofi-
nanzierung der nationalen Beihilfen und der ope-
rationellen Programme. 

4. Die Aktionen, die für Zuschüsse aus den einzelnen 
Fonds im Zusammenhang mit dem Ziel Nr. 5 in 
Betracht kommen, werden in den in Artikel 3 
Abs. 4 genannten Bestimmungen festgelegt. Was 
den EAGFL-Ausrichtung betrifft, so wird in diesen 
Bestimmungen unterschieden zwischen Maßnah-
men, die im Rahmen der Anpassung der Agrar-
strukturen, und Maßnahmen, die im Rahmen der 
Entwicklung des ländlichen Raums zu finanzieren 
sind. 

N. Finanzbestimmungen 

Artikel 12 

Im Rahmen der mehrjährigen Haushaltsvoraus-
schätzungen unterbreitet die Kommission alljährlich 
eine auf fünf Jahre ausgelegte Projektion der für die 
drei Strukturfonds zusammen erforderlichen Mittel. 
Zusammen mit dieser Projektion wird eine indikative 
Aufschlüsselung der Verpflichtungsermächtigungen 
auf die einzelnen Ziele vorgelegt. Diese Auf schlüsse-
lung  nach Zielen wird von der Kommission bei der 
Aufstellung jedes einzelnen Haushaltsvorentwurfs 
bei der Dotierung der Strukturfonds berücksichtigt. 

Die Verpflichtungsermächtigungen für sämtliche 
Strukturfonds werden zwischen 1987 und 1992 real 
verdoppelt. 

Ein erheblicher Teil der Haushaltsmittel soll auf das 
Ziel Nr. 1 (Regionen mit Entwicklungsrückstand) kon-
zentriert werden. Die dem Ziel Nr. 1 zugewiesenen 
Verpflichtungsermächtigungen werden jährlich in 
mindestens gleichem Umfang erhöht wie die Ver-
pflichtungsermächtigungen für sämtliche Struktur-
fonds. Der EFRE kann bis zu 80 % seiner Mittel für das 
Ziel Nr. 1 verwenden. 

Artikel 13 

Die Sätze der Beteiligung der Gemeinschaft an der 
Finanzierung der Aktionen werden nach folgenden 
Gesichtspunkten differenziert: 

— Schweregrad der spezifischen — vor allem regio-
nalen — Probleme, denen die Aktionen abhelfen 
sollen, 

— Finanzkraft des betreffenden Mitgliedstaates, 

— besonderes Interesse, das den Aktionen unter ge-
meinschaftlichen Gesichtspunkten , beizumessen 
ist, 

— besonderes Interesse, das den Aktionen unter re-
gionalen und sektoralen Gesichtspunkten beizu-
messen ist, 

— Merkmale der geplanten Aktionsarten. 

Bei dieser Differenzierung wird der vorgesehenen 
Verzahnung zwischen Subentionen und mobilisierten 
Darlehen Rechnung getragen. Die Kombination von 
Darlehens- und Subventionselementen soll den In-
itialzündungs-Effekt der gemeinschaftlichen Inter-
vention maximieren und gleichzeitig die Haushalts-
kosten begrenzen. 

V. Kumulierung und Überschneidung 

Artikel 14 

1. Eine einzelne Maßnahme oder Aktion kann wäh-
rend eines bestimmten Zeitraums immer nur aus 
einem Fonds unterstützt werden. 

2. Eine einzelne Maßnahme oder Aktion kann aus 
einem Fonds oder einem anderen Finanzinstru-
ment immer nur im Rahmen eines der in Artikel 1 
genannten Ziele unterstützt werden. 

3. Die Aktionen im Zusammenhang mit dem Ziel 
Nr. 2 werden, wenn sie in Regionen mit Entwick-
lungsrückstand durchgeführt werden, im Rahmen 
des Ziels Nr. 1 geplant und finanziert. 

4. Die Modalitäten bezüglich der Kumulierung und 
Überschneidung werden in den in Artikel 3 Abs. 4 
und 5 genannten Bestimmungen festgelegt. 
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VI. Schlußbestimmungen 

Artikel 15 

1. Die Kommission hat für die Anwendung dieser 
Verordnung zu sorgen. 

2. Vor dem 1. November eines jeden Jahres unter-
breitet die Kommission dem Rat, dem Europäi-
schen Parlament und dem Wirtschafts- und Sozial-
ausschuß einen Bericht über die Durchführung die-
ser Verordnung im vorangegangenen Jahr. 

Artikel 16 

1. Bei der Anwendung dieser Verordnung wird die 
Kommission von drei Beratenden Ausschüssen un-
terstützt, die sich jeweils mit folgenden Zielen be-
fassen: 

— Ziele Nr. 1 und Nr. 2  

— Ziele Nr. 3 und Nr. 4 

— Ziel Nr. 5. 

2. Die Modalitäten der Arbeitsweise der in Absatz 1 
genannten Ausschüsse sowie die Übergangsmaß-
nahmen für die im Rahmen der Verwaltung der 
Fonds bestehenden Ausschüsse werden gemäß Ar-
tikel 3 Abs. 4, 5 und 6 dieser Verordnung festge-
legt. 

Artikel 17 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1989 in Kraft. 

Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission mit qua-
lifizierter Mehrheit ein späteres Inkrafttreten be-
schließen, um dem Inkrafttreten der in Artikel 3 Abs. 4 
und 5 vorgesehenen Bestimmungen Rechnung zu tra-
gen. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich 
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Bericht der Abgeordneten Esters und Borchert 

Die in der Anlage wiedergegebene EG-Vorlage 
wurde dem Haushaltsausschuß durch den Präsiden-
ten des Deutschen Bundestages gemäß § 93 der Ge-
schäftsordnung am 20. Oktober 1987 federführend 
überwiesen. 

Der Haushaltsausschuß hat dem Ergebnis der Bera-
tungen seines Unterausschusses zu Fragen der EG 
einvernehmlich zugestimmt. 

Der Unterausschuß zu Fragen der EG hat dabei insbe-
sondere folgende Punkte hervorgehoben: 

Die Kriterien, nach denen in Zukunft über die Ver-
gabe der Strukturfondsmittel entschieden werden 
soll, sind ebenso in die Verordnung aufzunehmen wie 
die zu begünstigenden Gebiete. Außerdem sollten die 
Kontroll- und Einflußmöglichkeiten der Mitgliedstaa-
ten auf Gestaltung und Durchführung der gemein-
schaftlichen Strukturpolitik durch eine Revisionsklau-
sel und die Einschaltung der bisher schon bestehen-
den Fondsausschüsse gesichert werden. 

Es ist wichtig, die Erörterung des Kohäsionszieles 
nicht auf Reform und finanzielle Ausstattung der 
Strukturfonds zu verengen. Entscheidend sind koordi-
nierte Wirtschaftspolitiken der Mitgliedstaaten, die 
Wachstumskräfte freisetzen, und die Vollendung des 
Binnenmarktes. 

Der Einsatz der Strukturfonds ist besser zu koordinie-
ren und effizienter zu gestalten. Um eine hinrei-
chende Abstimmung nationaler und gemeinschaftli-
cher Anstrengungen zu gewährleisten, sollten alle 

Bonn, den 11. November 1987 

Esters 	Borchert 

Berichterstatter  

Mitgliedstaaten an der Entwicklung der gemein-
schaftlichen Strukturpolitik gestaltend mitwirken. 

Insbesondere der Regionalfonds sollte differenziert 
nach der wirtschaftlichen Entwicklung und Leistungs-
kraft der einzelnen Mitgliedstaaten eingesetzt wer-
den. Generell ist bei der Förderung mit Gemein-
schaftsmitteln das Prinzip der Subsidiarität zu berück-
sichtigen: 

— In Staaten mit einer insgesamt wenig entwickelten 
Struktur und besonders niedrigem. Bruttoinlands-
produkt sollte der höchste Gemeinschaftsbeitrag 
geleistet werden (E, GR, IRL, P), mit noch weiterer 
Differenzierung zwischen GR, P einerseits und E, 
IRL andererseits. 

— Von Mitgliedstaaten mit entwickelter Industrie-
struktur, aber auch mit rückständigen Regionen 
sollte eine größere Eigenanstrengung gefordert 
werden (GB, IT), d. h. insbesondere für IT relativ 
geringere Rückflüsse als bisher. 

— In Staaten mit einer relativ günstigen gesamtwirt-
schaftlichen Struktur sollte die Verantwortung für 
die Beseitigung regionaler Ungleichgewichte bei 
den Mitgliedstaaten selbst liegen (B, D, DK, F, Lux, 
NL). 

Der von der Kommission vorgeschlagenen Verdoppe-
lung der Mittel kann nicht gefolgt werden. Es sollte 
jedoch eine deutliche Aufstockung der Ausgaben an-
gestrebt werden. 








